
Aktenzeichen:

LM 4..[..61

Verkündet

am 7. Dez. 1962

I m N a m e n d e s V o l k e s_

In dem Rechtsstreit

Beklagte und Revisiohsklägerin,

g e g e n

hat der 1. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 7. Dezember 1962, an der

mitgewirkt haben

Bundesrichter P e n q u i t t
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr. H a u g und

Bundesrichter H e y e r
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter W u n n e r und

Bundessozialrichter D 6 w e l i n g
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Baden—Württem—

berg vom 22. November 1960 und das Urteil des So—
zielgerichts Karlsruhe vom 12. Juni 1959 werden

aufgehoben.

Die Klage wird abgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Von Rechts wegen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_2_
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Versicherung bei der
Versorgungsanstalt der deutschen KulturorcheSter (VddK0) eine

Befreiung von der Versieherungspflicht in der Rentenversiehé—

rung der Angestellten (AV) — sei es nach 5 7 Abs. 2 des Angee

stelltenversieherungsgesetzes (AVG) oder nach Art. 2 5 1 b des
Angestelltenversieherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) ; recht—
fertigt. ' ‘ "

Der Kläger, Cellist in einem Kulturorehester, ist bei der

VddK0 gegen Berufsunfähigkeit, Alter und Tod versichert. Er

war bis zur HeraufSetzung der Jahresarbeitsverdienstgrenze

— März 1957 —wegen der Höhe seines Gehalte in der AV versi—

cherungsfrei. Im April 1957 beantragte er bei der Beklagten,
ihn von der Versieherungspflieht in der AV zu befreien. Seinen

Antrag stützte er auf € 7 Abs. 2 AVG, hilfsweise auf Art. 2
@ 1 b AnVNG. Die Peklagte lehnte den Antrag, auch im Wider-

spruchsverfahren, ab.‚Eeide Vorinstanzen verpflichteten dage—

gen
die Beklagte, einen Befreiungsbeseheid nach €_7 Abs. 2 AVG

zu erteilen. Das Landessozialgericht (LSG) ließ die Revision.
zu. .

Die Beklagte legte Revision ein und beantragte, die Urteile der

Vorinstanzen aufzuheben und die Klage abzuweisen. Sie rügte ei—

ne Verletzung des 5 7 Abs. 2 AVG.

Der Kläger und die Beigeladene beantragten, die Revision zu—
rüekzuweisen.

Die Revision ist zulässig und begründet. Die Beklagte hat es

zu Recht abgelehnt, einen-Befreiungsbescheid zu erteilen; die

Voraussetzungen dafür sind nicht gegeben.

5 7 Abs. 2 AVG sieht eine Befreiung von der Versicherungs—

pflieht für Personen vor, die auf Grund einer durch Gesetz an;
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geordneten oder auf Gesetz beruhendén Verpflichtung Mitglied

einer öffentlich—rechtlichen Versicherungs— oder Versorgungs—

einrichtung ihrer Berufsgruppe sind° Das ist beim Kläger nicht

der Fall° '

Die Versicherung des Klägers
bei der VddK0 beruht auf deren

Satzung; dies e wurde am 30 April 1938 erlassen (RABl 1938 VI
S„ 601) und mehrfach, zuletzt am 12° April 1961, geändert

'(BAnz 1961 Nr° 80)° Die VddK0 ist eine Körperschaft des öffent-

lichen Rechtso Ihre Mitglieder sind die Rechtsträger der Kul—

turorchester, also die Orchesterunternehmer‚ nicht die Musiker

dieser Orchester (55 1, 11 der Satzung)‚.Die Anstalt wird von"

der Bayerischen Versicherungskammer verwaltet sowie gericht—

lich und außergerichtlich vertreten (@ 2 der Satzung). Die
Pflicht zur Versicherung der Musiker bei der VddK0 nach deren

Satzung gründet sich auf die Tarifordnung für die deutschen

Kulturorchester (TOK) vom 30° März 1938 (RAB1 1938 VI S„ 597)°
Im 5 20 TOK ist vorgeschrieben, daß die Orchesterunternehmer

verpflichtet sind, die Musiker bei der VddK0 zu versichern.

Die rox hat ihre Gr ndlage im Gesetz zur Ordnungder Arbeit in
öffentlichen Verwaltungen und Betrieben (AOGÖ) vom 23. März

1934(BGBlI 220)° D;e'Voreehrift dieses Gesetzes,auf die
sich die TOK stützt (@ 18 AOGÖ), iSt nur allgemein gehalten
und ermäChtigt die Sondertreuhänder — von der Regelung der Ar—

beitsverhältnisse für Arbeiter abgesehen — lediglich, das

Dienstverhältnis von Angestellten, deren Gehalt die für die AV
maßgebende Grenze nicht übersteigt, durch eine Tarifordnung

zu regelno Über eine Regelung der Sozialversieherung durch Ta-

rifordnungen ist im AOGÖ nichts bestimmt„ "

Nach den genannten maßgeblichen Rechtsveréchriften ist zu-
nächst der Kläger nicht, wie es 9 7 Abs’ 2 AVG verlangt, Mit—

glied einer öffentlich—rechtlichen Vérsorgungeeinrichtung
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seiner Berufsgruppe; Mitglied dieser Einrichtung ist allein
der zuständige Orchesterträger. Eine entsprechend erweiternde,

Auslegung dieser Vorschrift erscheint auch nicht berechtigt.}

Es wäre mit den Grundzügen der deutschen Rentenversicherung
_■

nicht vereinbar, wenn die bei der VddK0 Versicherten durch eire

über den Wortlaut hinausgehende Deutung noch als Mitglieder im

Sinne des 5,7 Abs. 2 AVG angesehen und behandelt würden. Der.
Rentenversicherung — wie der gesamten Sozialversicherung — ist

es wesentlich, daß die Versicherten maßgeblich an der Verwal-

tung beteiligt sind und alle wichtigen Entscheidungen, soweit

sie sich nicht unmittelbar aus Gesetzen ergeben, beeinflussen

können. Das ist jedoch bei der für die VddK0 gewählten Organi—

sation nicht möglich. Die Versicherten dieser Anstalt haben '

keine Stellung, wie sie die sonstigen Versicherten der Renten—

versichérung haben. Bei der Bedeutung, die der Selbstverwalr 3
tung in der deutschen Sozialversicherung beigelegt ist (vgl.*

Das Selbstverwaltungsgesetz vom 22. Februar 1951), ist aber

anzunehmen, daß auch die in 9 7 Abs„'2tgemeinten Ersatzinsti—_

tuts eine Verfassung aufweisen müssen, die der der übrigen
Versicherungsträger ähnelt. Es ist kein Anhaltspunkt dafür er?„

sichtlich, daß bei den berufsstähdischen Versicherungen, so—

weit sie die allgemeine AV ersetzen können, andere Grundsätzcs

gelten dürfen.

Wéiter fehlt es auch an der Voraussetzung, daß die Pflicht zur

Versicherung durch ein Gesetz angeordnet worden ist oder we—
nigstens auf einem Gesetz beruht. Unter einem Gesetz ist in

diesem Zusammenhang eine Rechtsgrundlage zu verstehen, die

sich auch als Gesetz im formellen Sinn darstellt. Dies hat be—
reits das LSG aus der Tragweite einer Vorschrift wie der des
@ 7 Abs. 2 AVG, die - ungewöhnliche — Ausnahmen von dem allge—

meinen Versicherungszwang ermöglicht, sowie aus ihrer Entsteä

hungsgeschichte gefolgert. Dem stimmt der Senat zu. Dieses Er—

gebnis ergibt sich aber auch schon aus der Wortfassung des 5 7

Abs. 2 AVG. Danach kann die Verpflichtung, einer berufsstän—
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dischen Versicherungéeinrichtung anzugehören, entweder durch

Gesetz angeordnet sein oder auf Gesetz beruhen. Ließe man als

"Gesetz" jede materielle Rechtsnorm gelten, z.B. auch Tarif—
ordnungen und Sätzungen, so wäre eine_Versicherungspflicht,

die sich nur aus solchen abgeleiteten Normen ergibt, stets

auf ein "Gesetz" gegründet und damit "durch Gesetz angeord—

net". Für die zweite Alternative, nämlich eine "auf Gesetz

beruhende Verpflichtung■, bliebe praktisch keine Anwendungs—

möglichkeit. Die Unterscheidung zwischen den beiden Alterna-

tiven verlangt vielmehr den Schluß, daß der Gesetzgeber die

Wahl haben soll, die Verpflichtung selbst festzulegen oder '

anderen Stellen die Befugnis zu geben, dies Zu tun. Diese
Befugnis kann mittels abgeleiteter Rechtsnorm ausgeübt wer—

den. Die sich daraus ergebende Verpflichtung "beruht" dann

auf Gesetz. Unter Gesetz im Sinne von € 7 Abs. 2 AVG kann
‚deshalb nicht jede beliebige Rechtsnorm verstanden werden,

weil sonst die in dieser Vorschrift enthaltene Differenzie—

rung verwischt würde, sondern nur
ein formelles Gesetz.

Damit scheiden die TDK und die Satzung der VddK0, die for—

mell keine Gesetze sind, als Rechtsgrundlagen im Sinne von

5‘7 Abs. 2 AVGaus; es bleibt nur dasAOGÖ.

Das 5 inzwischen aufgehobene —AOGÖwar zwar ein Gesetz im
formellen Sinn; es hat aber die Versicherungspflicht der Mu-

siker bei der VddK0 nicht angeordnet und auch keine Ermäch—

tigung erteilt, wie sie 5 7 Abs. 2 AVG voraussetzt. Diese

Vorschrift enthält zwar keinen Hinweis darüber, wie die Er-
mächtigung erteilt werden muß, doch läßt sich aus dem Sinn-

zusamménhahg und der Bedeutung der Bestimmung schließen, daß

die Ermächtigung jedenfalls mit auf eine Regelung der Renten—

versicherung durch die ermächtigten Stellen gerichtet sein

muß° Die Rentenversicherung ist, ihrem ZwangScherakter ent-

sprechend, bis in Einzelheiten hinein gesetzlich genau fest—
gelegt. Sie läßt, von wenigen übersehbaren Ausnahmen abge-
sehen, keine freien Gestaltungen zu. Dies gilt insbesondere
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auch hinsichtlich der Regelungen der Versicherungspflicht und‘

der Zuständigkeiten der Versicherungsträger. Sollen davonAusél

nahmen ermöglibht werden, und zwar nicht durch Gesetz selbst,

sondern lediglich durch die Erteilung einer Befugnis dazu, so
muß im.Gesetz, das die Befugnis verleiht, zu erkennen Sein,

.
daß dies gewollt ist. Die Ermächtigung muß bemerken lassen‚'

daß an eine Änderung oder Durchbrechung Von Normen der ge—
setzlichen Rentenversicherung gedacht ist. Ausnahmen von der

Versicherungspflieht in der allgemeinen Rentenversicherung so—

wie die Errichtung von Ersatzinstituten sind ungewöhnlich und'-

müssen leicht und augenfällig nachprüfbar sein. Unklare oder
'zu allgemein gehaltene Ermächtigungen sind im System einer gee„
set21ieh streng geordneten Zwangsversichefung unbrauchbar. Daéj

her ist es sinnvoll, @ 7 Abs. 2 AVG eng auszulegen und dahin

zu
verstehen, daß mit der dort erwähnten Ermächtigung nur eine

solche gemeint ist, in der die Rentenversicherung konkret an- 5

gesprochen wird. Ist das nicht geschehen, kann nicht anerkannt

werden, daß eine Versicherungspflicht, die in einer davon ab— :

geleiteten Reehtsnorm statiert worden ist, eine "auf Gesetz

beruhende Verpflichtung" darstellt.tEine "auf Gesetz beruhende}

Verpflichtung" bedeutet mehr als den Umstand, daß sich die

Satzung jeder Körperschaft des öffentlichen Rechts irgendwie

auf ein Gesetz zurückführen läßt. Das hat das LSG verkannt.

Unter Berücksichtigung dieser Überlegungen reicht eine Befug—

nis, das Dienstverhältnis
von versicherungspflichtigen Ange—

stellten zu regeln, nicht aus, zugleich auch für eine bestimms.

te Berufsgruppe die allgemeine Rentenversicherung durch eine
Sondervérsicherung zu ersetzen und Angestellte, die es — wie

Musiker in Orchestern — typischerweise sind und bleiben, von
‚

der Versicherungspflicht in der AV freizustellen. Eine auf die—

se Ermächtigung gegründete Versorgungsanstalt kann wohl Ver—

sorgungen zusätzlich gewähren, aber nicht an die Stelle des

sonst zuständigen Versicherungsträgers treten. Die VddK0 sollte

auch von vornherein den Musikern lediglich einen zusätzlichen

Schutz bieten, hatte aber nicht die Aufgabe, ihnen eine Sieheéi
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rung zu gewährleisten, die die allgemeine Rentenversioherung

überflüssig machte. Daran hat sich durch die Einfügung des

€ 7 Abs. 2 AVGnichts geändert. Der Sinn dieser Vorschrift
ist darin zu erblioken, Angestellten, deren Berufsgruppe in

der Regel nicht von Angestellten sondern von versicherunge—

freien Selbständigen (z.B. Ärzteq Rechtsanwälten) gebildet

wird, die Möglichkeit zu geben, die Versorgung ihrer Berufs-

gruppe ausschließlich in Anspruch zu nehmen, nicht aber soll—

ten aus bisherigen Zusatzversorgungsanstalten Ersatzkassen

der AV werden (vgl. über die Entstehungsgeschichte von € 7-

Abs._2 AVG Schewe, Der Betriebsberater 1957, 150).

Dieses Ergebnis
wird

noch durch folgende Erwägungen ge-

„sützt. Eine Befreiung von der Versicherungspflicht ist grund—

sätzlich von Versorgungsenwertschaften abhängig, deren Min—

desthöhe genau bestimmt ist (55 6, 7 Abs. 1, 8 AVG). Die An—

forderungen an die Versorgungsenwertschaften sind 1957 durch
des Neuregelungsgesetz verschärft werden, so daß selbst viele

Staats- und Gemeindeangestellten ihre frühere Versicherungs-

freiheit verloren und nachversichert werden mußten (vgl. BSG

16, 112). Dieser Tendenz würde es entgegenstehen, wenn eine'

Versorgungsanwartschaft, an deren Umfang keine Anforderungen

gestellt werden, für die Befreiung einer typischen Angestell—

tengruppe ausreichen sollte. Berücksichtigt man
weiter, daß

30gar Musiker, die selbständig arbeiten, in der AV pflicht—

versichert sind (@ 2 Nr. 3 AVG), so ist kein Grund ersicht-
lich, der Gruppe der Musiker in Kulturorchestern eine Be—

freiungsmöglichkeit zu gewähren. Schließlich ist auch Vor-

sorge defür getroffen, daß die versicherungspflichtigen Mu—

siker durch die zusätzliche Versicherung bei der VddK0 geld—

lich nicht übermäßig helastet werden (© 22 der Satzung); sie
stehen insoweit den übrigen Angestellten im öffentlichen
Dienst gleich, für dieebenfalls eine tarifliche Pflicht zur

zusätzlichen Versorgung besteht.

Der Kläger kann auch nicht nach Art. 2 5 1 b AnVNG von der
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_Versicherungspflicht befreit werden. Das wäre möglich, wenn er

unter anderem mit einer öffentlichen oder privaten Versiche—'j

rungsunternehmung einen Versicherungsvertrag — bestimmten Ihe?

halte — abgeschlossen hätte und für diese Versicherung minde?

stens ebensoviel aufwenden müßte wie sonst an Beiträgen zur AV.

Diese Voraussetzungen sind jedoch nicht erfüllt. Die VddK0 ist

kein Versicherungeunternehmen und das Verhältnis des Klägers,

zu dieser Anstalt beruht auf keinem Versicherungsvertrag. Ob“

entgegen dem Wortlaut vielleicht eine erweiternde Auslegung
„—

dieser Begriffe zulässig ist, braucht im vorliegenden Fall”

nicht entschieden zu werden. Selbst wenn das so wäre, darf dem

Befreiungsantrag deshalb nicht stattgegeben werden, weil dere}:

Kläger nicht ebensoviel an Beiträgen zur VddK0 zu leisten hat

wie zur allgemeinen AV. Nach 5 22 der Sätzung haben Versicherü

gder VddK0, die_zugleich in der AV pflichtversichert sind, sechä

oder acht vom Hundert (v.H.) des Diensteinkommens als Beitrag

zu entrichten; nur für Versicherte, die der AV nicht angehören,

beträgt der Beitrag 14 V.H. des Diensteinkommens, also ebenso-

viel wie in der AV (5 112 AVG). Nachdem nunmehr geklärt ist,
daß der Kläger keinen Anspruch auf Befreiung von der Versiche;

rungsp■icht in der AV nach 5 7 Abs. 2 AVG hat, er also grund—_
sätzlich der AV und lediglich zusätzlich der VddK0 angehören‘
muß, besteht für ihn bei der VddK0 nur eine Beitragspflicht

in Höhe von 6 oder 8 v.H. des Diensteinkommens. Seine Bei—
träge dort erreichen also nicht die durch Art. 2 5 1 b AnVNG
vorgeschriebene Höhe. Die Beklagte darf folglich zugunsten

des Klägers keine Befreiung von der Versicherungspflicht aus—‘

sprechen. Weil der Zweck der VddK0 darauf gerichtet ist, eine

Sicherung zusätzlich zur AV zu leisten, wurde eine Befreiung

von der Versicherungspflicht in der AV im übrigen eben diesen

Zweck vereiteln; die Musiker in Kulturorchestern wären hin— —f

sichtlich ihrer Altersversorgung benachteiligt und schlechtéff

gestellt als die übrigen Angestellten im öffentlichen Dienst,

Das wird durch die vom Senat getroffene Entscheidung verhin— V

dert°
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Der Bescheid der Beklagten ist daher richtig und muß wieder—
hergestéllt werden (55 170 Abs. 2, 193 des Sozialgerichtsge—
setzes).
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